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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sevim Dağdelen, Dr. Sahra 
Wagenknecht, Ali Al-Dailami, weiterer Abgeordneter und der Gruppe BSW
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Mögliche Unterstützung islamistisch oder separatistisch motivierter 
Gruppierungen durch die Ukraine

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Deutschland unterstützt die Ukraine mit Ausrüstungs- und Waffenlieferungen 
– aus Beständen der Bundeswehr und über die Ertüchtigungsinitiative der 
Bundesregierung, mit der unter anderem die Ukraine-Militärhilfen im Rahmen 
der Europäischen Friedensfazilität sowie Lieferungen der Industrie an die 
Ukraine finanziert werden. Bislang sind bereits circa 5 Mrd. Euro (2023) und 
circa 1,6 Mrd. Euro (2022) in die militärische Unterstützung der Ukraine ge-
flossen. Zudem belaufen sich die Mittel der Ertüchtigungsinitiative der Bun-
desregierung allein für das Jahr 2024 auf etwa 7,1 Mrd. Euro. Zu diesen Hil-
fen kommen Zusagen in Form von Verpflichtungsermächtigungen für Liefe-
rungen hinzu, die erst in den Jahren 2025 bis 2028 ergehen werden. Diese be-
laufen sich nach aktuellem Stand auf insgesamt 6 Mrd. Euro (www.bundesreg
ierung.de/breg-de/schwerpunkte/krieg-in-der-ukraine/lieferungen-ukraine-205
4514).

Doch Deutschland stellt nicht nur Waffensysteme zur Flugabwehr, Artillerie-
geschütze, Kampf- und Schützenpanzer sowie Munition und Ersatzteile und 
mehr bereit, sondern auch die Ausbildung an den gelieferten Systemen. Dabei 
geht es bei der Ausbildung an den Waffensystemen nicht nur um deren Bedie-
nung, sondern auch um Taktik, damit die Ukrainer eine größtmögliche Wir-
kung gegen ihren Gegner erzielen können (www.bundeswehr.de/de/aktuelles/s
chwerpunkte/krieg-ukraine/ausbildung-ukrainischer-streitkraefte). An der 
Ausbildungsunterstützung ukrainischer Soldaten durch die Bundeswehr betei-
ligt sich auch das Kommando Spezialkräfte (KSK). Während eines mehrwö-
chigen Basislehrgangs in Deutschland erhalten ukrainische Spezialkräfte mili-
tärisches Fachwissen. Damit sind sie in der Lage, als Multiplikatoren selbst 
Spezialkräfte aus- und weiterzubilden (www.bundeswehr.de/de/organisation/h
eer/aktuelles/ksk-bildet-ukrainische-spezialkraefte-aus-5713832).

Die mutmaßliche Beteiligung der Ukraine an Angriffen auf die Streitkräfte 
Malis und von ihnen unterstützte russische Sicherheitskräfte im Juli 2024 hat 
sowohl in den Medien als auch in der Bevölkerung in Afrika viele Diskussio-
nen ausgelöst. Am 27. Juli 2024 hatten Tuareg-Separatisten und die mit Al-
Qaida verbundene Gruppe Jama'at Nusrat al-Islam wal Muslimeen (JNIM) 
Angriffe auf die Streitkräfte Malis und von ihnen unterstützte russische Si-
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cherheitskräfte durchgeführt und ihnen erhebliche Verluste zugefügt (www.bb
c.com/news/articles/ceqdd7vdwg7o). Ein Vertreter des ukrainischen Militärge-
heimdienstes gab an, dass die Ukraine den aufständischen Tuareg bei einem 
Hinterhalt auf einen Konvoi der malischen Armee und der sie unterstützenden 
russischen Sicherheitskräfte geholfen habe (dpa vom 5. August 2024). „Sie 
haben die notwendige Information erhalten, mit der sie in die Lage versetzt 
wurden, die erfolgreiche Militäroperation gegen die russischen Kriegsverbre-
cher durchzuführen“, sagte Andrij Jussow vergangene Woche im ukrainischen 
Fernsehen. Gleichzeitig kündigte er weitere Operationen dieser Art in Afrika 
an (www.tagesschau.de/ausland/mali-ukraine-rebellenangriff-100.html). Mali 
und Niger brachen wegen der mutmaßlichen Beteiligung der Ukraine an den 
Gefechten die diplomatischen Beziehungen zur Ukraine ab. Die Einmischung 
der Ukraine in den lokalen Konflikt im Norden Malis stößt auch in anderen, 
eher prowestlich orientierten afrikanischen Ländern auf Kritik. So bestellte 
Senegal am Wochenende den ukrainischen Botschafter in Dakar ein, weil die-
ser ein Video veröffentlicht hatte, in dem die jüngsten tödlichen Angriffe auf 
die malische Armee und ihre russischen Verbündeten unterstützt wurden. 
Auch die Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten (ECOWAS), aus 
der Mali, Niger und Burkina Faso im Januar ausgetreten sind, drückte am 
Montag in einem Kommuniqué „ihre entschiedene Missbilligung und Verur-
teilung jeglicher ausländischen Einmischung in der Region“ aus. Die Organi-
sation verurteilte „jeden Versuch, die Region in die aktuellen geopolitischen 
Konflikte hineinzuziehen“ (www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/geop
olitik/nach-mali-bricht-auch-niger-die-beziehungen-zur-ukraine-ab-li.224
2575).

Unter anderem sollen Offiziere des 73. Marinezentrums und Mitglieder des 
10. Detachements der Hauptnachrichtendienstleitung des ukrainischen Vertei-
digungsministeriums in Afrika für Sicherheits-, Begleit- und Ausbildungsope-
rationen zuständig sein. Vitaliy Prashchuk, ein ehemaliger Scharfschütze, soll 
die Operationen leiten. Afrikanische Militärexperten beschuldigen die Haupt-
nachrichtendienstabteilung des Verteidigungsministeriums der Ukraine, mit 
terroristischen Gruppen, einschließlich Al-Qaida, zusammenzuarbeiten (www.
africa-live.de/militaerexperte-analysiert-das-vorgehen-der-ukraine-in-afrika/).

Zugleich kooperiert die Ukraine mit tschetschenischen Separatistengruppen. 
Im Krieg in der Ukraine kämpfen bereits seit mehreren Jahren drei tschetsche-
nische Bataillone, die in Kooperation mit den Geheimdiensten Spezialoperati-
onen für die Ukraine gegen Russland durchführen: das Bataillon „Scheich 
Mansur“, das „Dudajew-Bataillon“ und das „Separate Special Purpose Batail-
lon“, kurz OBON genannt. OBON geriet im Oktober 2022 in die Negativ-
schlagzeilen, weil es Abdul Hakim al-Shishani (Rustam Azhiev) aufnahm, den 
Anführer einer islamistischen Gruppe in Syrien. Dieser sei selbst der herr-
schenden und al-Qaida nahestehenden Miliz Hai'at Tahrir asch-Scham (HTS) 
zu extrem gewesen (Die Welt vom 11. März 2024, Das geheime Bataillon, 
S. 6).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Russland hat die Ukraine völkerrechtswidrig angegriffen und führt diesen 
Krieg nicht nur mit militärischen Mitteln, sondern auch mit Hilfe von Informa-
tionsmanipulation. Desinformation oder FIMI (foreign information manipulati-
on and interference) als hybride Bedrohung bezeichnet falsche oder irreführen-
de Informationen, die durch fremde Staaten, auch mittels nichtstaatlicher Ak-
teure, mit dem Ziel der Destabilisierung von Staaten durch die Beeinflussung 
der öffentlichen Meinungs- und Willensbildung verbreitet werden. Der ver-
stärkte Einsatz von Desinformationskampagnen mit dem Ziel, das Selbstvertei-
digungsrecht der Ukraine und das Vertrauen in die deutsche oder internationale 
Unterstützung der Ukraine in ihrer Selbstverteidigung gegen die russische Ag-
gression zu diskreditieren und damit die Ukraine zu schwächen, beobachtet die 
Bundesregierung seit Beginn des russischen Angriffskriegs, in anderer Form 
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bereits zuvor. Pro-russische Desinformation wird dabei auch von Medien sowie 
staatlichen Akteuren in Drittländern aufgegriffen. Die angebliche Unterstüt-
zung islamistischer oder separatistischer Gruppen ist nur ein wiederkehrender 
Vorwurf in solchen Kampagnen. Es ist abwegig, die ukrainische Regierung in 
die Nähe des internationalen Terrorismus zu rücken. Das ukrainische Außen-
ministerium hat derartige Behauptungen entschieden zurückgewiesen.

 1. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, ob Russland vor dem Hintergrund 
der militärischen Intervention der Sowjetunion in Afghanistan (1979 bis 
1989), der Kriege Russlands in Tschetschenien (1994 bis 1996 und 1999 
bis 2009) sowie des militärischen Eingreifens Russlands in Syrien eine 
wichtige Rolle in der Propaganda von islamistischen und dschihadisti-
schen Terrorgruppen spielt (www.nzz.ch/international/der-is-sieht-in-russ
land-einen-feind-des-islam-ld.1823483), und wenn ja, welche?

Der Bundesregierung sind öffentliche Berichte bekannt, nach denen Russland 
in den Propagandaaktivitäten islamistischer terroristischer Organisationen ge-
nannt wird, auch mit den in der Fragestellung genannten Bezügen. Russland 
war in der Vergangenheit Ziel von Anschlägen des sogenannten Islamischen 
Staates (IS); unter anderem reklamierte der „Islamische Staat Provinz Khora-
san“ (ISPK) Anschläge auf die russische Botschaft in Kabul 2022 und auf die 
Konzerthalle „Crocus City Hall“ im März 2024 in Moskau.

 2. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, ob es seit Beginn des Krieges 
Russlands gegen die Ukraine Mobilisierungsaufrufe islamistischer und 
dschihadistischer Terrorgruppen gegeben hat, auf ukrainischer Seite 
gegen Russland zu kämpfen, und wenn ja, welche?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

 3. Stuft die Bundesregierung das für die Ukraine kämpfenden Dschochar-
Dudajew-Bataillon und das Scheich-Mansur-Bataillon als islamistisch 
ein?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, die Anzeichen für eine 
Einstufung im Sinne der Fragestellung begründen würden.

 4. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, ob und in welcher Form (militä-
risch, logistisch, finanziell) die Ukraine islamistische Terrorgruppen im 
Ukraine-Krieg unterstützt bzw. in ihre militärischen Aktivitäten einbin-
det, und wenn ja, welche, und welche Schlussfolgerungen zieht die Bun-
desregierung ggf. aus dieser Unterstützung bzw. Einbindung?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.
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 5. Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung ggf. getroffen, damit 
deutsche Waffen und Finanzmittel, die an Kiew geliefert wurden, nicht in 
die Hände der Kalifats-Bataillone gelangen, bzw. wird sie solche Vorkeh-
rungen treffen?

11. Welche Vorkehrungen trifft die Bundesregierung ggf., damit von 
Deutschland an die Ukraine gelieferte Waffen nicht in die Hände islamis-
tischer Terroristen in Nordafrika gelangen und an die Ukraine gelieferte 
Finanzmittel nicht als Unterstützung islamistischer Terroristen in Nordaf-
rika verwendet werden können?

Die Fragen 5 und 11 werden gemeinsam beantwortet.
Sämtliche Ausrüstungs- und Waffenlieferungen aus Beständen der Bundeswehr 
und Lieferungen der Industrie an die Ukraine erfolgen auf Grundlage soge-
nannter Endverbleibserklärungen. In diesen verpflichtet sich die Ukraine unter 
anderem dazu, die aus Deutschland gelieferten Waffen und militärischen Güter 
nicht ohne ausdrückliche Zustimmung der Bundesregierung an Dritte weiterzu-
geben. Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, wonach sich die 
Ukraine nicht an diese Zusicherungen hält.
Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen.

 6. Wie viele mutmaßliche Islamisten bzw. islamistische Terroristen sind seit 
Beginn des Krieges Russlands gegen die Ukraine nach Deutschland über 
die deutschen Grenzen eingereist (bitte entsprechend der jeweiligen Her-
kunftsstaaten auflisten)?

Seit Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine wurde eine mitt-
lere zweistellige Anzahl an Personen bekannt, die aus der Ukraine in die Bun-
desrepublik Deutschland eingereist sind und Bezüge zum islamistischen Terro-
rismus aufweisen.
Die überwiegende Mehrzahl der Einreisen erfolgte im unmittelbaren zeitlichen 
Zusammenhang mit dem Ausbruch des Krieges im ersten Halbjahr 2022. Bei 
den Personen handelt es sich mehrheitlich um russische und ukrainische Staats-
angehörige sowie Staatsangehörige zentralasiatischer Staaten. In Einzelfällen 
handelt es sich um Staatsangehörige aus dem Nahen Osten und aus Afrika.
Es können folgende hier bekannte Staatsangehörigkeiten in alphabetischer Rei-
henfolge aufgelistet werden:
• Afghanisch
• Aserbaidschanisch
• Jordanisch
• Kirgisisch
• Russisch
• Saudi-Arabisch
• Tadschikisch
• Tunesisch
• Turkmenisch
• Ukrainisch
• Usbekisch.
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 7. Hat die Bundesregierung Kenntnis, ob die ukrainischen Spezialkräfte 
und der ukrainische Militärgeheimdienst Russland bekämpfen, „wo im-
mer möglich“, und damit auch in Afrika (www.dw.com/de/russlands-krie
g-gegen-die-ukraine-afrika-als-schlachtfeld/a-69873852), und wenn ja, 
welche?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

 8. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob die Unterstützung des An-
griffs vom 27. Juli 2024 in Mali durch den ukrainischen Militärgeheim-
dienst HUR mit der ukrainischen Regierung abgestimmt war bzw. von 
dieser angeordnet war?

a) Hat bzw. wird die Bundesregierung Auskunft darüber von der ukrai-
nischen Regierung einholen?

b) Welche Konsequenzen für ihre militärische und sicherheitspolitische 
Zusammenarbeit mit der Ukraine wird die Bundesregierung daraus 
ziehen?

 9. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, ob die Ukraine mit Tuareg-Rebel-
len wie der CSP-DPA (The Coalition Strategic Framework for the De-
fence of the People of Azawad), die immer wieder mit Entführungen, mit 
Schmuggel und mit Verbindungen zu Dschihadisten in Verbindung ge-
bracht werden, kooperiert (hat) (www.dw.com/de/russlands-krieg-gegen-
die-ukraine-afrika-als-schlachtfeld/a-69873852), und wenn ja, welche?

10. Hat die Bundesregierung Kenntnis, welche bewaffneten Gruppen in der 
Sahelzone von der Ukraine bzw. ukrainischen Geheimdiensten und Mili-
täreinheiten Unterstützung in welcher Form erhalten?

a) Wenn ja, welche dieser Gruppen aus dem Sahel sind islamistische 
Terrororganisationen bzw. kooperieren mit islamistischen Terroris-
ten?

b) Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung ggf. daraus 
für ihre militärische und sicherheitspolitische Kooperation mit der 
Ukraine?

Die Fragen 8 bis 10b werden gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung steht in regelmäßigem Austausch mit der ukrainischen 
Regierung. Zu Inhalten von vertraulichen Gesprächen äußert sich die Bundes-
regierung grundsätzlich nicht.
Der Bundesregierung sind entsprechende Presseberichte bekannt. Sie kann je-
doch die angebliche Beteiligung ukrainischer Stellen an den Gefechten bei Tin-
zaouatène vom 27. Juli 2024 oder eine angebliche Unterstützung bewaffneter 
Gruppen im Sahel durch ukrainische Stellen nicht bestätigen.
Es liegen darüber hinaus keine Hinweise vor, dass die Ukraine für Terrororga-
nisationen im Sahel Unterstützung leistet. Auf die Vorbemerkung der Bundes-
regierung wird verwiesen.

12. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, ob die Ukraine in Deutschland aus-
gebildete ukrainische Soldaten an Unterstützungsleistungen für islamisti-
sche Terroristen beteiligt wurden, und wenn ja, welche, und welche 
Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung ggf. daraus für ihre mili-
tärische und sicherheitspolitische Kooperation mit der Ukraine?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.
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13. Gibt es eine Einsatzbeschränkung für in Deutschland ausgebildete ukrai-
nischen Soldaten auf das Territorium der Ukraine, oder können die ukrai-
nischen Soldaten weltweit eingesetzt werden?

Allein die Ukraine entscheidet und verantwortet den Einsatz ihrer Soldatinnen 
und Soldaten.

14. Hat die Bundesregierung Kenntnisse über eine mögliche ukrainische 
Unterstützung von Angriffen islamistischer Terroristen auf russische 
Streitkräfte in Syrien?

a) Wenn ja, welche?

b) Ist diese Unterstützung nach Auffassung der Bundesregierung völ-
kerrechtlich vom Selbstverteidigungsrecht der Ukraine gedeckt?

15. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung ggf. aus der 
Unterstützung islamistischer Angriffe auf Angehörige russischer Streit-
kräfte in Syrien durch die Ukraine für ihre militärische und sicherheits-
politische Kooperation mit der Ukraine?

16. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, ob die Ukraine aus NATO-Staaten 
gelieferte Kampfdrohnen an islamistische Terrorgruppen in Syrien wei-
tergegeben hat, und wenn ja, welche, und ist ggf. diese Weitergabe nach 
Auffassung der Bundesregierung ein Verstoß gegen das Völkerrecht und 
die UN-Charta?

Die Fragen 14 bis 16 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen dazu keine eigenen Kenntnisse vor. Darüber hin-
aus wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

17. Für welche Staaten, die islamistische Terrorgruppen unterstützen und die 
von islamistischen Terrorgruppen unterstützt werden, hat die Bundes-
regierung Rüstungsexportgenehmigungen erteilt?

Grundsätzlich gilt, dass die Bundesregierung Entscheidungen zu Rüstungsex-
porten im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situation nach sorgfältiger 
Prüfung unter Einbeziehung außen- und sicherheitspolitischer Erwägungen 
trifft und nach den rechtlichen und politischen Vorgaben entscheidet. Über er-
teilte Rüstungsexportgenehmigungen informiert die Bundesregierung regel-
mäßig in transparenter Weise in ihren jährlichen Rüstungsexportberichten.

18. Sieht die Bundesregierung den Kampf gegen den islamistischen Terroris-
mus durch die Unterstützung verbündeter Staaten für den islamistischen 
Terrorismus konterkariert, und welche Schlussfolgerungen zieht sie aus 
der Unterstützung bzw. Kooperation islamistischer bzw. separatistischer 
Gruppierungen durch die Ukraine für die deutsch-ukrainischen Bezie-
hungen?

Die Bundesregierung macht sich die in der Fragestellung enthaltene Bewertung 
ausdrücklich nicht zu eigen und verweist auf die Vorbemerkung der Bundes-
regierung. Als globale Herausforderung bedarf der Terrorismus einer weltweit 
koordinierten Antwort durch die Staatengemeinschaft. Mit der von der General-
versammlung der Vereinten Nationen (VN) verabschiedeten globalen Anti-Ter-
ror-Strategie bekennen sich die VN-Mitgliedstaaten zum Kampf gegen den Ter-
rorismus. Die internationale Zusammenarbeit gegen den islamistischen Terro-
rismus erfolgt im Rahmen verschiedener multilateraler Foren, zum Beispiel in 
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den durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen eingerichteten IS/Al Qai-
da- und Taliban-Sanktionsausschüssen und der globalen Anti-IS-Koalition.

19. Stuft die Bundesregierung den al-Qaida-Ableger HTS und den IS in 
Syrien trotz ihres fortgesetzten Abbruchs der diplomatischen Beziehun-
gen zu Syrien als islamistische Terrorgruppen ein?

20. Stuft die Bundesregierung al-Qaida und den IS im Sahel auch nach dem 
Abzug der Bundeswehr aus der Region als islamistische Terrorgruppen 
ein?

Die Fragen 19 und 20 werden gemeinsam beantwortet.
Der Sicherheitsrat der VN hat den sogenannten „Islamischen Staat“ unter den 
jeweils verwendeten Bezeichnungen einschließlich des IS in der Größeren Sa-
hara (ISGS, inzwischen unter neuer Eigenbezeichnung: Islamischer Staat Sa-
hel-Provinz – ISSP) sowie Al-Qaida und Hay'at Tahrir al-Sham (HTS) als Ter-
rororganisationen gelistet. Die Sanktionslisten der IS/Al Qaida-Sanktionsaus-
schüsse gegen Personen und Organisationen, die mit diesen Terrororganisatio-
nen in Verbindung stehen, werden über die Europäische Union und auch von 
Deutschland in nationales Recht umgesetzt. Seit 2016 ist HTS (bzw. deren Vor-
gängerorganisation Jabhat al-Nusra) kein Mitglied des Al-Qaida-Netzwerks 
mehr. HTS hat sich zuletzt darum bemüht, sich von ihren dschihadistischen 
Ursprüngen zu distanzieren und betont derzeit ihren Willen zu einer politischen 
und inklusiven Transition in Syrien. Gemeinsam mit ihren Partnern wird die 
Bundesregierung dies genau beobachten und ihren weiteren Umgang mit der 
HTS abstimmen.
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